Vorschläge für Pressemitteilungen der MIT-Kreisverbände Deutschlands 

MIT Musterstadt protestiert gegen SPD-Forderung nach Steuererhöhung

Die MIT Musterstadt protestiert entschieden gegen die Forderung vom designierte SPD-Vorsitzenden Kurt Beck nach weiteren Steuererhöhungen über die anstehende Anhebung der Mehrwertsteuer hinaus.   „Umverteilungsdebatten sind angesichts der aktuellen Wirtschaftslage nicht zielführend“, erklärt Michael Mustermann, Kreisvorsitzender der MIT Musterstadt. Anstatt neue Steuererhöhungen in Erwägung zu ziehen,  sollten sich nach Auffassung der MIT Musterstadt die SPD-Genossen endlich dazu durchringen,  im Rahmen der Großen Koalition ihren Beitrag für mehr Wachstum und Beschäftigung zu leisten. 
„Steuererhöhungen sind das falscheste Signal, insbesondere für den deutschen Mittelstand“, so Mustermann. Höhere Steuern bedeuten für den deutschen Mittelstand, nicht zuletzt auch in Musterstadt, höhere Kosten und für die Bürger immer weniger Geld für den Konsum. Der Investitionsstandort Deutschland verliert an Attraktivität. Die MIT Musterstadt befürchtet,  dass dann noch mehr Unternehmen ins Ausland abwandern würden. „Unternehmen in Deutschland müssen innerhalb der Europäischen Union bereits heute neben Spanien die höchsten Steuern zahlen“, erklärt Mustermann. Die Einnahmen der öffentlichen und sozialen Kassen können hingegen nur stabilisiert werden, wenn die Konjunktur anzieht und so wieder mehr Menschen Arbeit finden.  

Höhere Steuersätze führen nach Ansicht der MIT Musterstadt zudem im internationalen Steuerwettbewerb nicht zu steigenden, sondern eher zu sinkenden Staatseinnahmen. „Wir fordern die SPD auf,  den Bogen nicht zu überspannen.  Bereits die anvisierte Erhöhung der Mehrwertsteuer um 3 Prozent ist für die Bürger und den deutschen Mittelstand eine Zumutung nahe an der Belastungsgrenze“ befürchtet Mustermann.  Die MIT Musterstadt erwartet vom designierten SPD-Vorsitzenden Beck sowie SPD-Finanzminister Steinbrück die Einhaltung der Koalitionsvereinbarungen.  „Das Vertrauen der Bürger in die Politik kann nur wachsen,  wenn sich die Politiker an ihren selbst gesteckten Zielen messen lassen und sich ihre Festlegungen als verlässlich erweisen“ so Mustermann. 
Um ihrem Protest Nachdruck zu verleihen, ruft die MIT Musterstadt alle Musterstädter Bürgerinnen und Bürger auf,  ein „Protestschreiben gegen die SPD-Forderung nach Steuererhöhungen“ zu formulieren und der MIT Musterstadt an mitmusterstadt@mustermail.de zuzusenden. „Wir werden diese Protestschreiben gesammelt an die SPD-Bundestagsfraktion richten“, kündigt Mustermann an. „Vielleicht besteht so die Chance auf die Einsicht der SPD,  dass sich die Bürgerinnen und Bürger nicht weiter ausnehmen lassen“, so Mustermann abschließend. 
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